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Bearbeitet 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

In der Rechtssache 

- Beklagte/Berufungsklägerin

gegen 

- Kläger/Berufungsbeklagter -

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH, Büro Göppingen 
Poststr. 14 A, 73033 Göppingen 

hat das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg - 3. Kammer - durch den 
Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht  den ehrenamtlichen Richter und die 
ehrenamtliche Richterin  auf die mündliche Verhandlung vom 02.01.2020 

für Recht erkannt: 

1 . Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Stuttgart 

- Kammern Aalen - vom 14. Mai 2019 - 9 Ca 135/18 -wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.
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Die Beklagte trägt vor: Der Kläger habe seine Arbeitskraft nach beinahe zweijähriger psychi­

scher Erkrankung am 5. Februar 2018 wieder angeboten, ohne konkret darzustellen, dass er 

psychisch wieder in der Lage sei, die Arbeit wiederaufzunehmen, geschweige denn, dass ein 

gefahrloses Arbeiten seinerseits möglich sei. Das auf ihre Aufforderung hin vorgelegte ärztliche 

Attest des Dr. H. vom 28. Februar 2018 sei zum Nachweis der Arbeitsfähigkeit des Klägers 

nicht ausreichend. Der Kläger habe weder seine Bereitschaft erklärt, seine bisherigen Ar­

beitsbedingungen, insbesondere seine Vergütung, entsprechend dem verlangten Einsatz in der 

Hobel- oder Sägeabteilung anzupassen, noch im Mehrschichtbetrieb tätig zu werden. Die Be­

klagte habe konkret dargestellt, dass sämtliche Arbeitsplätze in der Hobel- und in der Sägeab­

teilung besetzt seien und ihr eine Versetzung der dort beschäftigten eingearbeiteten Mitarbeiter 

unzumutbar sei. überdies sei der Urteilstenor zu unbestimmt. Ein betriebliches Eingliede­

rungsmanagement habe nach der klaren Aussage des Klägers, aus gesundheitlichen Gründen 

nicht mehr zur Durchführung seiner bisherigen Tätigkeit in der Lage zu sein, nicht durchgeführt 

werden könne. 

Die Beklagte beantragt: 

1. Das Urteil des Arbeitsgerichts Stuttgart - Kammern Aalen - vom 14. Mai

2019 - 9 Ca 135/18 - wird abgeändert.

2. Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger beantragt, 

die Berufung der Beklagten zurückzuweisen. 

Er verteidigt das arbeitsgerichtliche Urteil und trägt ergänzend vor: Da er keinen Einblick in die 

Vergütungsstruktur der Beklagten habe, sei er davon ausgegangen, dass er für eine anderwei­

tige Anlerntätigkeit den Lohn ansetzen könne, den er bereits beziehe. Es sei an der Beklagten, 

ihm einen entsprechenden Arbeitsplatz zuzuweisen. 

Wegen der Einzelheiten des Parteivorbringens wird auf die in beiden Instanzen gewechselten 

Schriftsätze nebst Anlagen und die Sitzungsniederschriften verwiesen. 
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C. 

1. 

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 97 Abs. 1 ZPO. 

II. 

Die Zulassung der Revision kommt nicht in Betracht, da die hierfür erforderlichen Vorausset­

zungen nach§ 72 Abs. 2 ArbGG nicht gegeben sind. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil ist kein Rechtsmittel gegeben. Auf die Möglichkeit der Nichtzulassungsbe­

schwerde gern. § 72a ArbGG wird hingewiesen. 

  




